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Zum . 9 des Geſetzes vom 9. März 1869, die Bildung 
der Geſchworneuliſten für die Preſſgerichte betreffend. 


Der 8. 9 des Geſetzes vom 9. März 1869 ſchreibt vor: „Nach 
Verſtreichung der im §. 7 *) feſtgeſetzten Friſt, oder wenn binnen 
derſelben ein Eiuſpruch oder eine Ablehnung eingebracht wurde, ift, 
nach Entscheidung hierüber durch die Gemelndevertretung, eine Come 
miſſion von wenigſtens ſechs und höchſtens zwölf Mitgliedern der 
Gemeindevertretung der Stadt, wo das Preßgericht feinen Sitz hat, 
zur bilden. Die eine Hälfte dieſer Mitglieder hat der Präſtdent des 
Gerichtshofes erſter Inflanz, die andere Hälfte der Bürgertneiſter zu 
beſtimmen. Die Commlſſion hat unter dem Vorſitze des Bezirksvor⸗ 
ſtehers, in Städten mit eigenen Gemeindeſtatuten aber unter dem 


Vorſitze des Bürgermeiſters aus der Urliſte die Jahreslifte der Ge- | 
ſchwornen durch Wahl derjenigen Perſonen zu bilden, welche wegen | 


ihrer Verſtändigkeit, Ehreuhaftigkeit, rechtlicher Geſinnung und Cha⸗ 
rakterſeſtigkeit für das Amt eines Geſchwornen vorzüglich geeignet 
erſcheinen. Wenn die Zuziehung von Nachbargemeinden ſtattgefunden 
bat, fo find vorläufig die Urliſten des ganzen Bezirkes in eine einzige 
Liſte zuſammenzuftelleu. Die Commiſſion zur Bildung der Jahresliſte 
hat ſich in jedem Falle, wo es ſich um Geſchworne einer Nachbar⸗ 
gemeinde handelt, durch Zuziehung des Vorſtehers und eines Mit- 
gliedes der betreffenden Gemeindevertretung zu verſtärken.“ 

Trotz obiger Vorſchrift war die Jahreszliſte der Geſchwornen für 
das Bandes: und Preßgericht in P. ohne Mitwirkung der hiezu be- 


*) Friſt für die Auflegung der Urliſten der Geſchwornen ein der Ges 
meindekanzlei. 


ſtimmten ſechs Mitglieder der Gemeindevertretung gebildet worden, 
und die letzteren prokeſtirten nunmehr in den verſchiedenen Inſtanzen 
gegen die Richtigkeit des Vorganges und behaupteten, daß die Ge- 
ſchwornenliſte nicht ordnungsgemäß zu Stande gekommen fel. 

Zum Sachverhalt wird Folgendes bemerkt: 

Die Gemeindevertreter hatten ungeachtet des Umſtandes, daß 
von den Präſidenten für den Fall der Verhinderung eines oder des 
anderen zwei Erfatzmitglieder benannt worden waren, wegen der füne 
ger andauernden Abweſenheit eines hervorragenden Commiſſions⸗ und 
Gemeindemitgliedes die Vertagung der auf den 28. März d. J. anz 
beraumten Sitzung zur Auswahl der Geſchwornen auf unbeſtimmte 
Zelt verlangt, obgleich in einer früheren Sitzung einſtimmig beſchloſſen 
worden war, die wiederholt wegen Abweſenheit einzelner Mitglieder 
vertugte Wahl beſtimmt am 28. Marz und ohne Rückficht auf das 
Ausbleiben einzelner Commiſſionsmitglleder vorzunehmen. Als nun am 
28. März der Bürgermeiſter von P. die Wahl vornehmen Laffen 
wollte, blieben ſie fort und reichten einen ſchriftlichen Proteſt ein. 
Allein der Dürgermeifter ließ die Auswahl der Geſchwornen vollziehen 
und die Lifte für das Jahr 1870 bilden. Der Landesgerichtspräſident 
faud gegen dieſen Vorſchlag keinen Einwand zu erheben, ſondern zeigte 
einfach der Statthalterei das Geſchehene zur Wiſſenſchaft an. 

Die Proteſtirenden machten im Weſentlichen Nachſtehendes geltend: 

Der 8. 9 des Geſetzes vom 9, März 1869 normire, das dle 
Feſtſtellung der Geſchwornen durch eine Commiſſton von einer innere 
halb beſtimmter Grengen feſtzuſetzenden Anzahl von Mitgliedern erfolgen 
fole, und daß die eine Halfte der Gerichts prafident, dle andere Halfte 
der Bürgermeiſter zu beſtimmen habe. Nachdem das Geſetz eine beſon⸗ 
dere Beftimmung über die Beſchlußſähigleit der Commiſſion nicht ente 
halte, fo ergäbe fih van ſelbſt, daß die Cominſſſion nur dann beſchluß⸗ 
fähig fei, wenn alle Mitglieder aus denen fie der geſetzlichen Beſtim⸗ 
mung gemäß gebildet würde, auweſend feien, und daher ſowohl die 
von dem Präſidenten des Gerichtshofes als vom Bürgermeiſter be⸗ 
ſtimmten Mitglieder interveniren. 

Jede andere Auslegung würde dem Wortlaute und der Abſicht. 
des Geſetzes zuwiderlaufen. Insbeſondere könne die Beſchlußfählgkeit 
der Commiffton nicht dann als vorhanden augenommen werden, wenn, 
ungeachtet daß die Commiſſion aus mehreren Mitgliedern beſtehe, nur 
ſechs derſelben gegenwärtig feien, weil der mehrcitirte 8. 9, indem 
derſelbe beſtimme, daß die Commiſſion wenigſtens aus ſechs Mitglie⸗ 
dern zu bilden fei, damit nur eine Grenze für die Zahl der Com- 
miſſionsglieder, aber keine Norm für die Beſchlußfühigkeit gege⸗ 
ben habe. 

Sei die Flxirung der Zahl erfolgt, fo könne nur die Vollzahl 
der Commiſſion, und nicht ein Bruchtheil, diefe bilden. Wenn das 
Geſetz ein aus einer beſtimmten Anzahl von Mitgliedern zuſammenge⸗ 
ſetztes Collegium zur Vornahme einer Amtahandlung berufe, fo fei es 
zur Giltigkeit dieſer Amtshandlung erforderlich, daß das Kollegium 
vollzählig verſammelt erſcheine, wenn nicht — was in conoreto nicht 
der Fall — das Geſetz beſtimme, daß auch eine nicht vollzählige Ber- 
ſaumlung beſchlußfähig ſei. Aus allen dieſen Gründen, und da die 
Bedeutung des Geſchwornen⸗Inſtituts die genaueſte Wahrung der 
Formlichkeſten erheiſche, könne die Geſchwornenliſte pro 1870 nicht 
als giltig angeſehen werden. 


et 


Das Miniſterium des Junern, an welches die Streitfrage gez 
langte, ſetzte ſich in das Einvernehmen mit dem Juſtizminiſterium, und 
dieſes äußerte ſich wie folgt: 

„Cs ſcheint außer Zweifel zu ſtehen, daß die politiſche Behörde, 
welche die von Gemeindeorgunen beſorgten Geſchäfte des übertragenen 
Wirkungskreiſes zu überwachen Unt, auch in Anſehung der den Gemelnde⸗ 
organen überkragenen Bildung der Geſchwornenliſten befugt ift auf 
die genaue Beobachtung der durch das Geſetz vorgeſchriebenen ſormalen 
Beſtimmungen zu dringen. Ebeuſo dürfte es nicht in Abrede geſtellt 
werden können, daß im vorliegenden Falle eine erhebliche Unregel⸗ 
mäßigkeit ſtattgefunden hat, indem die Abſicht des Geſetzes, daß die 
Auswahl der Geſchwornen durch eine zur Hälfte vom Gerichtsvorſteher 
berufene Commiſſion vorgenommen werde, gänzlich vereitelt fei. Es 
ſchlene dieſer Umſtaud allerdings das Recht der Reglerung, auf eine 
Reviſion der Geſchwornenliſte durch die vollzählige Commiſſion zu drin⸗ 
gen, hinreichend zu begründen, obgleich das Geſetz nicht ausdrücklich 
feſtſetzt, daß bei der Auswahl der Geſchworuen alle Commiſſionsmit-⸗ 
glieder zugegen fein und mitwirken müſſen. Judeffen die Commiffion 
initglieder, welche ohne Grund ausgeblieben find, tragen im Weſent⸗ 
lichen die Schuld der entſtandenen Unregelmäßigkeiten. Die abfolute 
Nothwendigkeit der Neubildung der Geſchworneuliſte ergibt fih aus 
den Acten nicht.“ 

Das Minifterium des Innern eröffnete unterm 13. Mai 1870, 
3. 6254, daß die Glltigtelt der für das Jahr 1870 verfaßten es, 
Lifte der Geſchwornen in P. nicht zu beauſtäuden fei. 


— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Gripeilung bon Cunreſſtonen flr Pfaubleihauſtalten ijt in erſter 
Inſtanz nur die Lundesſtelle competent. 


Der Bezirkshauptmaun in A, hat das Geſuch des Ferdinand N 
in A. um die Conceſſion zur Errichtung einer Pfandlethauſtalt daſelbſt 
an die Statthalterel vorgelegt, und hiebei den Zweifel angeregt, ob 
mit Rückſicht auf den Abſatz V lit. k) des Kundmachungspatentes 
zu der Gewerbe- Ordnung vom 20. December 1859, nach welchem 
Abſatze dieſes Geſetz auf Unternehmungen von Verſatzanſtalten keine 
Anwendung zu finden hat, die Gewerbsbehörde erſter Juſtanz nach 
8. 16 und 141 der Gewerbe⸗Ordnung oder aber im Grunde des 
Hofkanzleidecretes vom 22. Auguſt 1845, Z. 27073, die Landesſtelle 
zum Abſpruche über derlei Colceſſionsgeſuche competent erſchelne. 

Nachdem, nach der Anſchauung der Stalthalterei, weder in der 
Gewerbe⸗Orduung, noch in nachgeſolgten Beſtimmungeu fth ein ges 
nügender Anhaltspunkt zur Löſung dleſer Frage vorfindet, und zwi⸗ 
ſchen den Begriffen einer Verſatzauſtalt und einer Pfandleihanſtalt 
kein Unterſchied hervorleuchte, fo fand fih dieſelbe veranlaßt, an das 
Miniſterium des Juneru die Anfrage zu ſtellen, ob der bisher beob⸗ 
achtete Vorgang, nach welchem im Grunde der Beſtimmungen der 
88. 16 und 141 der Gewerbe⸗Ordnung die Gewerbsbehörde erſter 
Inſtanz zur Couceſſionsverleihung von Pfandleihgewerben als compes 
tent angeſehen wurden, fortau einzuhalten ſei, oder ob mit Rückſicht 
auf Abſatz V lit, k) des Kundmachungspatentes zur Gewerbe⸗Ordnung 
bezüglich dieſer Auſtalten die Ingerenz der Landesſtelle einzutreten habe? 

Das Minifterium des Innern ſprach in feinem Erlaſſe vom 
22. Mai l. J., Z. 7376, die Auſicht aus, daß zu derlei Conceſſions⸗ 
verleihungen die Landesſtelle competent fet, „nachdem die Gewerk 
Ordnung laut 8. 16, Abſatz 12, die bei Exlaſſung derſelben beſtan⸗ 
denen geſetzlichen Beſtimmungen über die Zuläſſigkelt von Pfanbteih- 
Juſtituten unberührt belaffen hat, und daher das Hofkanzleideeret vom 
22. Auguft 1845, 3. 27073, foweit es ſich auf die Frage der Be- 
willigung ſolcher Anſtalten und der Competenz hlezu bezieht, noch 
aufrecht beſteht.“ 

Dieſe Anſicht beruht auf folgenden weiteren Motiven: Das anf 
Grund der g. h. Entſchließung vom 2. Auguft 1845 erfloſſene Hof- 
kauzleidecret erging an ſämmtliche Länderſtellen; in dem Erlaſſe an 
die Gubernlen zu Mailand und Venedig entfielen jedoch dle Punkte 
2, 3 und 4, weil in dieſen Ländern auf Grund eines Geſetzes der 
vormaligen cisalpiniſchen Republik vom 20. Auguft und 27. October 
1802 und einer Verordnung des General⸗Commiſſars der Polizei im 
Departement dell' Adriatico vom 21. December 1811 ſowohl Tröd- 
lern als anderen Perſonen Licenzen zum Pfandleihgeſchaſt ertheilt 


werden konnten. Wenn nun im §. 16 der Gewerbe⸗Ordnung das 
Pfandleihgewerbe sub 12 uuter die coneeſſionirten Gewerbe mit der 
Beſchränkung eingereiht wurde, „ſoweit dasſelbe überhaupt geſetzlich 
geſtattet ift,” fo konnte letztere Bemerkung bei dem Umftande, 
alg die Gewerbe⸗Ordnung für den Umfang des ganzen Reiches, 
mit Ausnahme des venetianischen Verwaltungsgebietes und der Militär- 
grenze erlaſſen wurde, damals nur auf die Lauder der ungariſchen 
Krone Bezug haben. Jedenfalls kann es nach dem Wortlaut des 
8. 16, Abſatz 12, der Gewerbe⸗Ordnung und analog mit dem Abſatz V 
des Einführuugspatentes vom 20. December 1859, keinem Zwelfel 
unterliegen, daß in allen Kronländern, für welche das Hofkanzlei⸗ 
decret vom 22. Auguſt 1845, Z. 27073, erfloſſen und noch wirkſam 
ift, bei Verleihung der Ennceffion zum Betriebe des Pfandleihgeſchäftes 
die Beſtimmungen dlefes Hofkanzleiveereteg ſowohl bezüglich der Un⸗ 
zuläfſigkeit der Erthellung einer ſolchen Conceſſion an Privatunter⸗ 
nehmer, als auch bezuglich der Competenz der Landeczſtelle noch maf- 
gebend feien. Km. 


Zur Frage der Coneurrenzmodalltüten in Gemeinden Gallztens, deren, 
Mitglieder verſchiedenen Glaubensbekenntuiſſen angehören. (Art. 9 des 
Geſetzes vom 25. Mai 1868, Nr. 47 R. G. Bl.) 


Am 16, Jänner 1868 faßte der Gemeinderath von K. den He- 
ſchluß, daß der für die Unterbringung des dortigen griechlſch⸗katholi⸗ 
ſchen Pfarrvicars, daun für die Umzäunung der der griechiſch⸗katholiſchen 
Kirche gehörigen Garten aus der Gemelndecaffe vorſchußweiſe verausgabte 
Betrag von 247 fl. definitiv auf die Commune übernommen werden 
ſollte. Der Gemeinderath ging hiebe! von dem Geſichtspunkte aus, 
daß der 8. 8 des galtziſchen Kircheuconeurrenzgeſetzes vom 15. Auguft 
1866 geftatte, die Baulaſt der Pfarrconeurrenz aus den eigenen 
Fondemitteln der Coucurrenzgemeinde zu beſtreiten. Allein in Folge 
einer van dem Gemeindevorſtande gegen den Mehrheltsbeſchluß erho⸗ 
benen Beſchworde ſiſtirte das Bezirksamt die Ausführung dieſes letz 
teren und verwies den Gemeinderath auf das obenermähnte Concurs 
renzgefetz, welches ausdrücklich beftimme, von wem und in welchem 
Verhältniſſe ſolche Coneurreuzauslagen zu tragen feien. 

Gegen biefen Erlaß wurde von den grlechiſch⸗katholiſchen Mitgliedern 
des Gemelnderathes an die Statthalterei recurrirt. In der Einbegleitung 
des Recurſes bemerkte das Bezirksamt, daß die griechſſch⸗katholiſche 
Kirche in g Grunpfttide mit einem jährlichen Pachterträgniffe von über 
1000 fl. beſitze, und daß jomit die in Frage ſtehenden Auslagen nach 
98. 1 und 2 des obeuerwähnten Concurrenzgeſetzes aus den Klrchen 
vermögen zu decken feien, 

Bei der Prüfung des Inventarſalbeſtandes des Kirchenvermögeus 
ergab es fih, daß die Kirche Grundſtücke und Capitalien mit einem 
Geſawumt⸗Jahretzerträgnſſſe von 286 fl. beſitze, daß die Regie für die 
Perſolpſrung des Gottesdienſtes, dann die Auslagen für die Steuern 2e. 
jährlich 221 fl. erforderten, und daß fomit das Reſueinkommen der 
Kirche 65 fl. betrage. Dieſes Reineinkommen war Bislang in die 
Congrun des Pfarrers eingerechnet wordelr, foll aber demnaͤchſt nach 
Maßgabe der diesbezüglichen neueren Bestimmungen, insbeſondere des 
Landesgeſetzes vom 15. Auguſt 1866 ausgeſchieden und der Kirchen. 
vermögensverwaltung zur Dispoſſtlon geſtellt werden. Von einer fpe: 
clellen Widmung des vorhandenen Vermögens für Bauauslagen u. dgl. 
iſt nichts bekannt geworden. 

Die Statthalterei entſchied ſomit; daß es von der Siſtirung 
jenes Gemeinderathsbeſchluſſes abzukommen habe. Denn der 8. 8 des 
Landesgeſetzes vom 15. Auguſt 1866 geſtatte ausdrücklich eine folche 
Verwendung des Gemeindevermögens für Bauauslagen, welche der 
Pfarrconcurrenz zur Laft zu fallen hätten, es fei daher jener Gemeinde⸗ 
rathsbeſchluß um fo mehr geſetzmaßig geweſen, als das Vorhandensein 
eines für die fraglichen Auslagen fpecie gewidmeten Baufondes nicht 
nachgewieſen wäre. Ueberbies hätte die Inanſpruchnahme des dispo⸗ 
niblen Kircheneinkommeng der Concurrenzverhandlung vorangehen müſſen. 

Gegen diefe Entſcheidung haben nun sämmtliche römiſch⸗katholj⸗ 
ſchen und iſraelitiſchen Juſaſſen von Æ. an das Miniſterlum für Cultus 
und Unterricht recurrirt und geltend gemacht, das Vermögen der 
Stadtgemeinde K. fei ein Mitelgenthum aller Communalangehörigen. 
Da nun unter dieſen auch nicht⸗grlechiſch⸗kathaliſche Glaubensgenoſſen 
fih befänden und da Niemand verhalten werden könne, für Cultuszwecke 
einer andern Confeſſion beizutragen, fo konnte auch das Gemeindenermögen 
nicht für Auslagen zu Gunflen der griechiſch⸗katholiſchen Kirche und 
ihres Pfarrvicars in Anſpruch genommen werden. Ueberdies beſitze 


dieſe Kirche ein mehr als ausreichendes, eigentgänlices Vermögen, 
während das Einkommen aus dem Communalvermögen für die Deckung 
aller Bedürfniſſe nicht genüge und fortwährend durch Unlagen ergänzt 
werden müſſe. Beſondertz ungerecht fei aber, daß außer den obigen 
Auslagen auch noch ein Beitrag von 800 fl. für den Bau der Kirche 
ſelbſt aus Gemeindemitteln bewilligt worden fei, welcher Beitrag nun 
durch Umlagen aufgehäuft würde. Es wurde alfo gebeten, zu erkennen, 
die bereits befirittenen Auslagen feien an die Stadteaſſe zurückzuer⸗ 
ſetzen und die Baubedürfnſſſe der griechiſch⸗katholiſchen Kirche u. f. m. 
aus den geſetzlich hiezu beſtimmten Fonden, beziehungsweiſe im Wege 
der Coucurrenz der griechiſch⸗katholiſchen Glaubensgenoffen zu befireiten. 

Das Miniſterium fand mit Entſcheidung vom 15. Februar 1870, 
3. 528, dieſem Recurſe Folge zu geben und zu erkennen, jene Siſti⸗ 
rung des Eingaugs erwähnten Gemeindebeſchluſſes habe, als in den 
Geſetzen gegründet, aufrecht zu verbleiben und es fei der Bezirksuus⸗ 
ſchuß von diefer Aufrechterhaltung zu verſtändigen. Hiebei waren für 


das Deinifterium folgende Erwägungen maßgebend: Der Schlußabſatz 


des 5. 8 des galiziſchen Landesgeſethes vom 15. Angult 1866 cuthält 
keine felöftftandige Norm über die Concurrenzlaſt, welche etwa neben 
der in den erſten Abſatz desſelben Paragraphen auſgenommeuen beſtände, 
ſondern dieſer Schlufabfag beſtimmt lediglich eine Modalität, in welcher 
der in dem erſten Abſatze normirten Verpflichtung unter gewiſſen Be⸗ 
dingungen genügt werden kann. Der Gemeinde ift überhaupt nicht ge- 
ftattet, Geineindevermögen zu einem Kirchenbaue zu verwenden, ſondern 
e8 ift ihr nur freigeſtellt, die nuf ihre Gemeindemitglieder entfallende 
Baulaſt auf jeues Vermögen zu übernehmen. Da nun die Verpflichtun, 
welche auf dieſe Art übernommen werden kann, nicht nach dem V 
hältniſſe der Gemeindeaugehövigkeit, fondern nach dem der Cultus⸗ 


augehöriglelt beſteht, fo wird dieſelbe auch nur dann auf das Gemeinde- 


vermögen übernommen werden können, wenn ſie gleichwohl für alle 
Gemeindeglieder eintritt, d. i. alfo, wenn alle Angehörigen der Ge- 
meinde demſelben zugethan find. Im entgegeugefehten Falle würde fidh 
ergeben, daß ein Vermögen, rückſichtlich deſſen alte Gemeindeglieder 
berechtigt find, zur Erfüllung einer Verblndlichlelt verwendet würde, 
welche nur für eine einzelne Abtheilung dieſer Gemeindeglieder beſteht. 
Ja, weun ſpäterhin von derſelben Gemeinde, welche ihre Fondemitlel 
zu einem ſolchen Kirchenbaue oder für ſolche Kirchenerforderniſſe vere 
mendet hat, zur Bedeckung ihrer eigenen Bedürfniſſe eine Umlage auf 
ale ihre Angehörigen gusgeſchrieben würde, fo wäre es im materlellen 
Erfolge nicht anders, als wenn gleich anfänglich alle Gemeinde- 
angehörigen, eiuſchließlich der Anderogläubigen, zu jenem Kirchenbaue 
oder für jene Kirchonerforderniſſe hätten contribuiren müſſen. Dies 
aber würde nicht nur dem in dem erſten Abſotze des citinten $. 8 
normirten Eoncurrenzverhältniſſe, ſondern insbeſondere auch dem im 
Artikel 9 des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47, auf- 
geſtellten legislativen Principe widerſprechen. Rückſichtlich der in dein 
Miniſterialrecurſe weiter geltend gemachten neuen Thatſoche, daß von 
der Gemeiudevertretuug von K, ein Betrag von 800 fl. aus Gemeinde⸗ 
mittelu für den Umbau der dortigen griechlſch⸗katholiſchen Kirche votirt 
worden fei, iet die inſtanzmäßige Verhandlung einzuleiten, beziehungs⸗ 
meife der Bezirkshauptmaun zu beauftragen, die bezüglichen Erhebungen 
zu pflegen und für den Fall, als er den betreffenden Gemeindebeſchluß 
als geſetzwidrig anerkeunen folte, gegen denſelben in der geeigneten 
Art und Weiſe, eventuell nach der Welſung der 88. 104 und 105 der 
goliziſchen Gemeinde⸗Ordnung vorzugehen. (Ger. Ztg.) * 


n) Die Wahl von Delegirten Eritens eines polftiſchen Vereines zu einer 


Vereſusverſammlung eines anderen Vereines fuvolbirt ein „Inver⸗ 
üindungtreten“ des politijchen Vereines (8. 38 des Vereiusgeſetzes). 
b) Die ſogengunten deulſchen „Tage“ find als Vereine im Siune des 
uͤſterr. Vereiusgeſetzes und deren Berfommlungen als Vereiusber⸗ 

ſammtuugen anzufehen. 


Zwei politiſche Vereine haben anläßlich des im Laufenden Jahre 
in W. profectivten allgemeinen deutſchen Lehrertages in ihren Ver⸗ 
ſammlungen Wahlen je eines Vertreters des Vereines als Delegirten 
vorgenommen. 

Die Stotthalterei hat diefe Wahlen für unzuläſſig erklärt, weil 
die Wahl eines Delegirten zu dem Lehrerkage von Seite politiſcher 
Vereine zu dem Zwecke, den Verein daſelbſt zu vertreten, eine durch 
den §. 33 des Vereinsgeſetzes unterſagte Verbindung eines politiſchen 
Vereines mit anderen Vereinen in ſich ſchließe. Der allgemeine deute 
ſche Lehrertag trage zweifellos den Charakter eines „Vereines.“ Der⸗ 
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‚ felbe fei auf ganz gleiche Weife orgauiſtrt, wie mehrere ähnliche 


deutſche Wanderverſammlungen, z. B. der deutſche Naturforſcher⸗, 
Juriſten⸗, Philologen, Schützen⸗Tag n. f. w., welche ſämmtlich die das 
Weſen eines Vereines begründenden Merkmale beſitzen, denn dieſelben 
haben beſtimmte „Statuten,“ eine von der Verſammlung gewahlte 
„permanente“ Vereiusleitung, die am jeweiligen Vororte ihren Sitz 
hat, und von hier aus die Vereinsgeſchäfte das ganze Jahr hindurch 
beſorgt; endlich muß man, um an den Verhandlungen des eigentlichen 
Lehrertages, der fid fona nur als dle Generalverſammlung des 
Vereines darſtellt, theilnehmen zu können, förmlich Mitglied des 
Vereines werden, einen beſtimmten, für Alle gleichmäßſgen Jahres⸗ 
Beitrag leſſten und fih überdies in Allem den Statuten fügen, Der 
Charakter einer eigentlichen Volksverſammlung fet ſouach dem Lehrer⸗ 
tage durchaus fremd. 

Dem Recurſe der beiden politiſchen Vereine gegen diefe Ent- 
ſcheidung hat das Miniſterſum des Innern mit Entſcheidung vom 
13. Januer 1870, 3. 558, keine Folge gegeben, und zwar ſowohl mit 
Rücksicht auf die Richtigkeit der Stakthaltereimotive, als auch in der 
weiteren Erwägung, „daß der allgemeine deutfche Lehrertag als eine 
Verbindung vou Perfonen, welche die Erreichung eines beſtimmten, 
Zweckes durch forkdanernde Thätigkeit und insbeſonders in jährlich 
wiederkehrenden Verfammlungen anſtrebt, immerhin als Verein im 
Sinne des Vereiusgeſetzes vom 15. November 1867 onzuſehen, und 


politiſchen Vereinen nach der ausnahmsloſen Beſtimmung des $. 33 


des Vereinsgeſetzes unterfagt ift, mit auderen Vereinen, fei es durch 
ſchriftlichen Verkehr, fei es durch Abgeordnete in Verbindung zu 
treten.“ 0. 
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Perſunallen 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung”. 


Se. Majeſtät haben dem Rechnungsrathe im Finanzminiſterium Joſef 
Muünzef bei femer Verſezung in den Ruheſtand das Rilkerkreuz des Franz 
Joſef- Ordens verliehen. 3 N a 

Se. Majeſtal haben bie vom Sectionschef im gemeinjamen Finanzıminie 
ſtertum Bincanz Weninger augeſuchte Dienſtesreſignation unter Bezeigung 
der Allerhöchſten Zufriedenheit genehmigt. 

Se. Majeſtät haben dem Finanzprocuratursadjuncten Dr. Franz Krau fe 
in Linz den Titel und Rang eines Finanzrathes verliehen. 

Se. Majeftät haben bewilligt, daß der k. k. außerordeutliche Gesandte 
unb bevollmächtigte Miniſter Carl Freiherr v. Bruck das erhaltene Großkreuz 
des großherzoglich heſſiſchen Verdienſtardens Philipp des Groß inüthnen, ber 
Hof⸗ und Miniſterialrath im Minlſterium des k. Hauſes und den Hrubern 
Nan Freiherr Vesque v. Bültlingen den I. preupiſchen reien ola 

rden zwetter Claſſe mit dem Sterne, und der k, k. Legationsſecrerat Wanne 
Frelherr v. Salzberg das Ritterkreuz des k. ſchwedlſchen Noraſtern⸗Ordens 
annehmen und tragen bürfe. 

Se. Majeftät haben bem Beurtsnauvimanne erſter Claſſe in Dalmatien 
Emil Franz den Titel und Charakter eines Statthaltereivathes verliehen. 

Se. Majeftät haben en artid Profeſſor des Etvilrechtes an 
ab ut Univerjität Dr. Peter Harum zum ordentlichen Profeſſor desſelben 
ades an ber Wiener Univerſität ernannt. 

&. acka haben dem Ingenieur zweiter Claſſe Wilhelm Büdır 
nas gutuene Perbienſtkreuz mit ber Acne wrlichen, 

Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Conceptspraclllanten 
der nied.⸗öſterr, Finanzprocuratur Dr. Rudolf Franz zum Miniſterlalconcipi⸗ 
ften im k. k. Miniſterium für Cultus und Unterricht ernannt. 

Majeftät haben den galtziſchen Stalthaltereirath weiter Claſſe Oswald 
Bartmanski zum Mintfterialrathe extra atatum des Minus bes 
Innern ernan. 

Der Minister des Innern hat den Dairtohauprmann noeiter Elate Josef 
Ed len v. Strohbach zum Bezirkshauprmanne eren Glase unh gen Geirfa 
commijär Carl Trautvetter zum Bezirtshounimanne gelten Glace im 
Steiermark ernannt. 

. Se. Majeſtät haben den k. k. Conful in Galah, Sectionsrath Alfred 
Mitter v. Kremer zum Generalconſul in Beirut ernannt und ihm gleichzeitig 
den Titel und Rang eines Miniſterialrathes mit Nachſicht der Taxen verliehen. 

Se, Maſeſtät haben dem Bergeommiſſar in Leoben Wilhelm Milter von 
Fritſch das itterkreuz bes Franz Joſeph⸗Ordens verliehen, 

Se, Diajeflät haben bein Vicepräſidenten ber Finallz⸗Lanvespireeklon für 
Böhmen Julius Schrodinger v. Neubenberg als Ritter der eſſernen krone 
zwe iter Clape in den Freiherrnſtaubd erhoben. 

Se. Majeſtät haben der Electa Jaun müller Oberin der barmherzigen 
Schweſtern, geweſeue Verwalterin ver Strafauſtalt Murau, das goldene Wer: 
dienſtkreuz mit der Krone verliehen. p 

Se. Aan aben dem in den -Ruheſtand tretenden Sectionsrathe im 
ira terium Carl Jüngling die Allerhöchſte Zufriedenheit bekannt 
gegeben. 

Se. Majeſtäl haben dem Director der Güter des griechiſch⸗orlenlaliſchen 
Religionsſondes in der Bukowina Hugo Pramberger eine Sertionsralle: 
ftelle im Sinanzuinifterium verliehen. 

Se. Majeſtüt haben dem Sfeuereinnehmer Jofeph Stimpfl vas goldene 
Verdienstkreuz mil der Krone verliehen. 


E 


Erledigungen 
aus dein Wıntöblatte der „Wiener Beitung“, 


Directorsſlelſe m der Männerſtrafanſtalt zu Garſten, neunte Diätenclaffe, 
Gehalt 1260 fl. jährlich, Sahreäbeputat von 6 Klaftern harten und 3 Rafter 
weichen 6“ Scheitholges und 36 Pfund Unschlittterzen, daun Naturalmohnung, 
gegen Erlag einer Dienftescaution in der Höhe bes Jahresgehalkes bis 20. Auguſt 
(Amtsblatt Nr. 175, 176.) 

Adjunctenſtelle in der Männerſtrafanſtalt in Suben, zehnte Drütenclaſſe, 
Gehalt jährlich 200 fl. FJahresdeputat von 4 laftern harien und 2 Klaftern 
weichen 38“ Scheſihoies und von 36 Pfund Unſchüttkerzen nebjt Natural: 
wohnung, gegen Dienftescaulion in der Höhe des Jahresgehaltes bis 20. Auguft 
L J. (Amtsblatt Nr. 175, 176.) 

Einnehmer⸗, Contvolor: und Officialjtelien bei der Finanz⸗Lanpesdirection 
in Böhmen bei den Steuerämtern mit den Gehallen jährlic; 945 fl. 840 fl., 
735 fl. 630 fl, 525 fl. 473 fl. 50 kr. und 420 fl. und der Gehaliszulage 
vnn 55 fl, 60 fl., 65 fl. 70 fl. 75 fl. 77 fl. 50 kr, und 80 fl., ſämmllich 
wit Caulionspflicht bis Ende Auguft L J. (Amtsblatt Rr. 178.) 

Conceplsadfunctenſtelle im Merfonalitatus der küſtenländiſchen be 
Behörde mit 400 fl. Gehalt jährlich und Borräckungsrecht in die höheren Ge⸗ 
halksſtufen von 500 fl. und 600 fl. bis 31. Auguſt 1. J. (Amtsblatt Nr. 178.) 

Nechnungsoſſicialsſtale drilter Elaſſe beim Rechnungsdepartement der k. k. 
küſtenländiſchen Stallhalterei mit dem Gehalte von 600 fl. eventuell 500 fl. 


jährlich und dem Quartiergelde von 1% fe bis Ende Auguſt I. J. (Amts⸗ 
blatt Nr. 178.) 

Proviſorifche Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Bergakademie zu Leoben für 
Bergbau: und Markfcheidekunde in der zehnten Diätenclaſſe mit 600 fl. Gehalt 
und dem Vorrückungsrechte auf 700 fl. nach dreijähriger Dienftleiftung. dann dem 
N von 10 p&t. des Gehaltes, bis 10. Sepfember 1. J. (Amtablatt 

r. 179.) 

Mehrere definitive und provifovifhe Bezirkscommiſſärs⸗ und Stakthalterei⸗ 
koncipiſtenſtellen in Steiermark mit 800 fl. jährlich, eventuell einige theils 
definitive, theils prouiſoriſche Statthaltereiconceptsadjunctenſtellen mit 400 fl. 
jährlich bis 24. Auguft l. J. (Aunntsblakt Nr. 179.) 

Poſtmeiſtersſtelle bel dem neuen Poſtamte in Weiten, Bezirk Krems, mli 
100 fl. Jahres beſtallung, 24 fl. Amtspauſchale jährlich zu Caution von 200 fl. 
und Dienftesvertrag, bis Ende Auguft J. J. (Amtsblatt Nr. 179.) 

Concipiſteuſtelle Verwaltungsgebiete der nleder⸗öſlerr. Statthalterei 
init 800 fl. Gehalt jährlich und dem Quarttergelde von 200 fi, evontuch In 
Falle der Verleihung dieſer Stelle an einen Gezirkscommiſſär, eine Bezirks 
commiſſärsſtelle mit 800 fl. Gehalt jährlich bis 20. August. (Aintsblatt 
Nr. 182 und 183.) 

In Prellenkirchen (Bezirk Bruch) an der Leitha eine Poſtmelſtersſtelle mit 
Jahresbeſtalung von 100 fl. Amtspauſchale jährlich 24 fl. gegen Caution von 
200 fl. und Dienſtvertrag bis Ende Auguſt J. J. (Amtsblatk Nr. 184.) 

Conceptspractikantenſtelle bei der Finanzdivection in Salzburg mit Abjulum 
jährlicher 400 fl. bis Ende Auguft 1 J. (Amtsblatt Nr. 184.) 

Ingenieursſlelle erſter Claſſe für Böhmen mit 1100 fl. Jahresgehalt even: 
tuell zweiter Claſſe mit 1000 fl. dann eine Bauabjunctenitelle erſter Claſſe mit 
800 fl. eventuell Bauadſunctenſtelle zweiter Claſſe mit 700 fl. jährlich bis Ende 
Auguff l. F. (Mıntsblatt Nu. 184.) 

Eontroloräftelle beim Feldkirchner Poſtalnte, Jahresgehalt 1000 fl., Cau⸗ 
tion im Gehaltsbetrage; Controlorsſtelle beim Troppauer Poſtamte, 1000 fl. 
Jahresgehalt, Caution in der Gehalkshöhe, bis 7. September l. J. (Anntsblatl 
un 1A) 

Vronlsorikte Bowchpifemnude bel pet ieee Alnanpproeiuranms mli 800 fl. 
Abele Mè Gimme Nugui L J (Amtsblatt Nr. 188.) 

Aſſiſtentenſtelle auf der medtziniſchen hit ee Zune beute Urhei 
gelen Sennhanntztensftelle im Stadlſpital MX fL Wehalt oom Ztunlens 
fonde, 105 fl. von der Kommune mebft freier Wohung wie 14. Sender L. J 
(Amtsblatt Nr. 186.) 

Poſimeiſſersſtelle in Tae len, Wylit Arm, wi 100 SL Jahns- 
beftallung, Amtspauſchale jährlich 24 fl. an auler no 200 M. DE Enve 
Auguft k. J. (Amtsblatt Nr. 187. 

Drei Finanzronceptsprackikantenſtellen jede mit dem Adſutum von jähr⸗ 
lich 400 fl. ö. W. für Mähren bis 7. September 1. J. (Alntsblatt Nr. 188.) 

Probiſoriſche Bezirlscommiſſärsſtelle un Küſtenlande mit 800 fl. Gehalt 
jahrlich bis 30. Auguſt J. J. (Amtsblatt Nr. 188.) 


40 kr. Dem fühlbaren Mangel einer guten 40 kr. 
Specialkarte EM 


des 


deulſch-franzöſtſchen Kriegsſchauplatzes 


ift durch die ſoeben erschienene Karte von Guſtav König (Verlag 
von Moritz Perles iu Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17), abs 
geholfen. Dieſelbe ift mit großer Genauigkeit gearbeitet, in 3 Farben 
colorit und mit intereſſanten ſtatiſtiſchen Notizen verſehen. 
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Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
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